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Aus dem Bereich 
der Vereinten Nationen

Im Jahr 2023 setzte sich der Sicher-
heitsrat aus den fünf ständigen und 
den nichtständigen Mitgliedern Alba-

nien, Brasilien, Ecuador, Gabun, Gha-
na, Japan, Malta, Mosambik, der 
Schweiz sowie den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten zusammen. Die Heraus-
forderungen für den Rat blieben groß 
und somit sank die Zahl der erreichten 
Ergebnisse erneut minimal im Vergleich 
zum Vorjahr. Es fanden 290 Sitzungen 
statt, davon 271 öffentlich und 19 nicht-
öffentlich. Der Sicherheitsrat verabschie-
dete 50 Resolutionen, sechs präsidentiel-
le Erklärungen, 18 Mitteilungen und 
22 Briefe des Präsidenten sowie 34 Presse-
erklärungen. Das Jahr 2023 war ge-
kennzeichnet durch eine hohe Anzahl 
von weltweiten Konflikten. Der russi-
sche Angriffskrieg gegen die Ukraine 
ging in das zweite Jahr und zusätzlich 
kochten einige bislang schwelende Kon-
flikte wie in Sudan sowie zwischen Israel 
und Palästina über. Gleichzeitig gab es 
selten einen Konsens und die Zahl der 
Vetos blieb hoch. Insgesamt nutzte der 
Sicherheitsrat nach dem Veto eines stän-
digen Mitglieds sechs Mal den ›Vereint 
für den Frieden‹-Mechanismus. Das 
Vertrauensdefizit zwischen den Mit-
gliedstaaten blieb also auf einem hohen 
Niveau.

Abstimmungsverhalten

Von den 50 Resolutionen wurden 35 im 
Konsens beschlossen, mithin nur 70 Pro-
zent. Damit lag die Quote fast genauso 
niedrig wie im letzten Jahr. Sieben Re-
solutionsentwürfe wurde nicht verab-
schiedet. Im Berichtszeitraum fanden 
insgesamt drei prozedurale Abstimmun-
gen statt. Zwei der Abstimmungen schei-
terten, nur die Abstimmung darüber, 
den Ständigen Vertreter der Ukraine zum 
Thema der Nichtverbreitung von Kern-
waffen einzuladen, fand hinreichend 
Zustimmung.

Die nicht im Konsens beschlossenen 
Resolutionen betrafen Sanktionsmecha-
nismen (fünf Resolutionen), Friedens-
missionen (vier Resolutionen) sowie 
eine politische Mission. Die weiteren 
nicht im Konsens verabschiedeten Reso-
lutionen drehten sich um die Erneue-
rung des Mandats der Interventionen 
vor der Küste Libyens, die Einrichtung 
einer Mission in Haiti, die Situation im 
Nahen Osten (inklusive der Palästina-
Frage) sowie die Situation in Afghanis-
tan. Insgesamt gestaltete sich die Schaf-
fung von Einigungen wie auch im 
Vorjahr zäh und betraf vergleichbare 
Themenfelder. Dennoch fanden die Mit-
gliedstaaten in einigen Fragen eine ge-

meinsame Grundlage und machten Fort-
schritte in seit Langem bestehenden 
Streitfragen. Dies betraf zum einen die 
Unterstützung durch die Vereinten Na-
tionen der durch afrikanische Staaten 
geleiteten Friedensmissionen sowie die 
ökonomische, humanitäre und sicher-
heitsrelevante Krise in Haiti. 

Gescheiterte Resolutionsentwürfe
Die Vetos im Jahr 2023 waren viel-

zählig und insgesamt wurde der Veto-
Mechanismus sieben Mal genutzt. Die 
meisten Vetos erhob dabei Russland, 
mit einer Zahl von drei Vetos, gefolgt 
von den USA mit zwei Vetos.

Zunächst scheiterte Resolutionsent-
wurf S/2023/773, der insbesondere zu 
humanitären Feuerpausen im Konflikt 
zwischen Israel und der Hamas in Gaza 
aufrief und eine Verurteilung der Ge-
walt auf beiden Seiten vorsah, am Veto 
der USA. Der Entwurf erhielt außerdem 
nur sechs Ja-Stimmen. Zwei weitere 
Entwürfe erhielten nicht die erforder
liche Stimmenzahl (S/2023/775 und 
S/2023/776). Diese sahen Änderungen 
des Entwurfs S/2023/773 vor. Die USA 
begründeten ihr Abstimmungsverhalten 
damit, dass sie sich zunächst auf höchs-
ter diplomatischer Ebene um die Freilas-
sung der Geiseln und die Verhinderung 
der Verschlimmerung der Lage bemüh-
ten. Ebenso scheiterten die Entwürfe 
S/2023/792 – Vorschlag der USA; Veto 
durch Russland – und S/2023/795 – 
Vorschlag Russlands, zu wenige befür-
wortende Stimmen – zum Konflikt und 
der humanitären Krise in Gaza. Der Re-
solutionsentwurf S/2023/970, der zu ei-
nem unmittelbaren, humanitären Waf-
fenstillstand in Gaza aufrief, scheiterte 
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abermals am Veto der USA. Der US-
Delegierte bezeichnete den Entwurf als 
nicht ausbalanciert. Insbesondere wür-
den die Attacken der Hamas nicht ver-
urteilt und das Recht auf Selbstverteidi-
gung Israels nicht erwähnt.

Hinsichtlich des russischen Angriffs-
kriegs gegen die Ukraine scheiterte der 
Resolutionsentwurf S/2023/212, mit dem 
eine Untersuchungskommission bezüg-
lich der Sabotage der Nord-Stream-Pipe-
lines in der Ostsee eingerichtet werden 
sollte, an der erforderlichen Stimmenzahl. 
Für den Entwurf Russlands stimmten 
nur Brasilien, China und Russland selbst. 
Alle anderen Staaten enthielten sich.

Zur Erneuerung der grenzüberschrei-
tenden, humanitären Hilfe in Syrien 
scheiterten der Entwurf S/2023/507 an 
der erforderlichen Stimmenzahl sowie 
S/2023/506 an dem Veto Russlands. Das 
Mandat lief im Juni 2023 aus und wur-
de dann durch den Sicherheitsrat nicht 
mehr verlängert. Der Resolutionsent-
wurf S/2023/506 sah eine Verlängerung 
um neun Monate vor, China enthielt sich 
bei der Abstimmung. Russland betonte, 
die Verabschiedung würde Terroristen 
helfen, zudem seien Syrien inhumane 
Sanktionen auferlegt worden. Im Ge-
genzug stimmten nur China und Russ-
land für Entwurf S/2023/507; Frankreich, 
das Vereinigte Königreich und die USA 
stimmten dagegen, der Rest enthielt sich. 
Dieser Entwurf sah eine Verlängerung 
des Mechanismus um sechs Monate vor.

Ebenfalls scheiterten zwei Entwürfe 
zu Mali und dem Einfrieren von Gel-
dern sowie die Erneuerung von Reise-
verboten. Es ging dabei um die Erneue-
rung der Resolution 2374 aus dem Jahr 
2017. Entwurf S/2023/638 scheiterte 
am Veto Russlands. Er sah eine Verlän-
gerung bis zum 30. September 2024 vor. 
Der Gegenentwurf Russlands erhielt nur 
die Zustimmung Russlands. Dieser hätte 
das Mandat um ein Jahr verlängert, die 
Sachverständigengruppe aber aufgelöst.

Enthaltungen
Neben den bereits benannten, ge-

scheiterten Entwürfen enthielten sich 
Staaten bei weiteren 15 Abstimmungen. 
Diese betrafen die Zentralafrikanische 
Republik, Libyen, Somalia, Sudan und 
Südsudan inklusive der Resolution be-
treffend die Sachverständigengruppe zum 

Sanktionsmechanismus in Sudan, dem 
Nahen Osten zur Palästina-Frage, Afgha-
nistan, Libanon, Haiti und Westsahara. 
Insgesamt 30 Prozent der verabschiedeten 
Resolutionen wurden damit nicht konsen-
sual gefasst. Somit lag die Zahl um drei 
Prozent niedriger als im Vorjahr.

Resolutionen und Erklärungen 
des Präsidenten

Die Sitzungen des Rates umfassten zu 
29,66 Prozent thematische und 70,34 
Prozent länderspezifische Aspekte. Auf 
der Agenda des Rates standen insgesamt 
47 Tagesordnungspunkte, davon waren 
25 regionenspezifisch und 22 themen-
spezifisch. Der Rat setzte keine neuen 
Themen auf die Agenda. Er strich aber 
die Themen zur Situation in Burundi 
und in Venezuela von der Agenda. Die 
jeweiligen drei Topthemen waren: Der 
Nahe Osten sowie der Nahe Osten mit 
Blick auf Israel und Palästina, Sudan 
und Südsudan und der russische An-
griffskrieg gegen die Ukraine sowie in 
thematischer Hinsicht die Bedrohungen 
des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit, die Erhaltung des inter-
nationalen Friedens und Treffen mit 
Truppen beziehungsweise Polizeieinhei-
ten entsendenden Staaten.

Länderspezifische Aspekte
38,24 Prozent der länder- und regio-

nenspezifischen Sitzungen widmeten sich 
Afrika, 33,33 Prozent dem Nahen Os-
ten, 10,78 Prozent Europa, 10,78 Pro-
zent Asien und 6,86 Prozent den ameri-
kanischen Staaten. Afghanistan, Bosnien 
und Herzegowina, die Demokratische 
Republik Kongo, Haiti, Irak, Israel, 
Nordkorea, Libyen, Mali, Somalia, Su-
dan, Südsudan, Westsahara, die Zent-
ralafrikanische Republik sowie Zypern 
waren Gegenstand von Resolutionen.

Mit dem stetigen Abfeuern interkon-
tinentaler ballistischer Raketen, entge-
gen der Beschlüsse des Sicherheitsrats, 
sowie dem ersten militärischen Aufklä-
rungssatellit rückte Nordkorea im Be-
richtszeitraum wieder mehr in den Fo-
kus und es fanden acht Notfalltreffen 
statt. Dennoch war der Rat nicht in der 
Lage, den ständigen Start der Raketen 
zu verhindern. Der Rat verabschiedete 
lediglich Resolution 2680, mit der das 
Mandat der Sachverständigengruppe zur 
Überwachung der gegen Nordkorea ver-
hängten Sanktionen bis zum 30. April 
2024 verlängert wurde.

Die Hoffnung auf eine neue zivile Re-
gierung in Sudan wurde durch die im 
April ausbrechenden Kämpfe zwischen 
den Regierungstruppen Sudans sowie den 
paramilitärischen Kräften der sogenann-
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Abbildung 1: Abstimmungsergebnisse zu Resolutionsentwürfen für den  
Zeitraum 2014 bis 2023

Quelle: UN Highlights of Security Council Practice 2023, www.un.org/securitycouncil/content/
highlights-2023
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Judith Thorn
(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Judith Thorn, Sicherheitsrat: Tätigkeit 
2022, VN, 3/2023, S. 132ff., fort.)

ten ›Rapid Support Forces‹ (RSF) zer-
schlagen. Dennoch wurde mit Resolu
tion 2715 auf Ersuchen der sudane- 
sischen Regierung das Mandat der Inte-
grierten Hilfsmission der Vereinten Na-
tionen für den Übergang in Sudan (United 
Nations Integrated Transition Assistance 
Mission in the Sudan – UNITAMS) be-
endet. Dies wirke sich negativ auf die 
bereits angespannte Lage auf Grund von 
interkommunaler Gewalt in Südsudan 
aus. Die humanitäre Lage wurde durch 
die Zahl der Rückkehrer aus Sudan wei-
ter verschlimmert. Insgesamt fasste der 
Rat Resolutionen zu folgenden Ländern 
beziehungsweise Gebieten: Sudan (Re-
solutionen 2676 und 2685), Südsudan 
(Resolutionen 2677 und 2683) sowie 
Abyei (Resolution 2708).

Der russische Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ging im Berichtszeitraum ins 
zweite Jahr. Insgesamt 40 Sitzungen 
fanden zu diesem Thema statt, der Rat 
verabschiedete aber wie bereits erwähnt 
keine Resolution. Unter anderem be-
fasste sich der Rat in den Treffen kon
trovers mit der Entscheidung Russlands, 
sich nicht mehr am Schwarzmeerabkom-
men über die Ausfuhr von Getreide zu 
beteiligen, die Zerstörung der Kachowka-
Stauanlage und der Sabotage der Nord-
Stream-Pipelines.

Die Situation in Syrien entwickelte 
sich teilweise zu stabileren Verhältnissen 
– unter anderem auch durch die Wieder-
aufnahme des Landes in die Arabische 
Liga nach zwölf Jahren. Gleichzeitig 
blieb Syrien in Sachen Sicherheitsrat eine 
gespaltene Angelegenheit. Dies betrifft 
die bereits geschilderten humanitären 
Hilfen, die im Rat scheiterten. Die Lö-
sung war letztlich eine direkte Verhand-
lung der UN mit Syrien.

Am meisten aber brachte der Kon-
flikt zwischen Israel und der Hamas die 
Uneinigkeit des Rates zu Tage. Das Mas-
saker der Hamas am 7. Oktober 2023 
mit 1200 Toten auf Seiten Israels und 
der Geiselnahme von 240 Personen war 
gefolgt von militärischen Gegenopera
tionen Israels in Gaza. Das Jahr 2023 
hatte zunächst mit einer präsidentiellen 
Erklärung zur Palästina-Frage begon-
nen, der ersten Erklärung seit acht Jah-
ren. In dieser drückten die Mitglieder 
des Sicherheitsrats ihre Besorgnis über 
die sich ausweitenden Siedlungsaktivi

täten Israels aus. Letztlich führten die 
Spannungen dann im Oktober zur Es-
kalation. Acht Tage nach der Eskalation 
der Gewalt traf sich der Rat zu einer 
Sondersitzung. Konkrete Maßnahmen 
scheiterten aber insbesondere an den 
USA. Erst im November konnte der Rat 
dann Resolution 2712 verabschieden, 
mit welcher der Sicherheitsrat »drin-
gend längere« humanitäre Pausen in 
Gaza und die unverzügliche Freilassung 
der Geiseln fordert. Die humanitären 
Pausen wurden jedoch nur eine Woche 
eingehalten. Im Dezember kam der Si-
cherheitsrat auf Initiative des UN-Gene-
ralsekretärs António Guterres nach Ar-
tikel 99 der UN-Charta zusammen. Der 
Resolutionsentwurf S/2023/970 mit der 
Forderung nach einer sofortigen huma-
nitären Waffenruhe in Gaza scheiterte 
jedoch abermals am Veto der USA. Erst 
Resolution 2720 konnte verabschiedet 
werden, mit der der Sicherheitsrat um 
Ernennung eines Koordinators oder ei-
ner Koordinatorin für humanitäre Hilfe 
in Gaza ersucht.

Thematische Aspekte
Thematisch standen die Bedrohun-

gen des Weltfriedens und der internatio-
nalen Sicherheit, die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicher- 
heit, Bedrohungen durch Terrorismus, 
Friedensmissionen, der Schutz von Zi-
vilpersonen in bewaffneten Konflikten, 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen, 
Massenvernichtungswaffen, Kleinwaf-
fen, Rechtsstaatlichkeit, die Koopera
tion mit regionalen und subregionalen 
Organisationen, der Internationale Ge-
richtshof (International Court of Justice – 
ICJ), Internationale Residualmechanis-
men für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe, 
Friedenskonsolidierung und Aufrecht
erhaltung des Friedens, der Schutz von 
Kindern in bewaffneten Konflikten, 
Frauen, Frieden und Sicherheit, der Be-
richt des Sicherheitsrats an die General-
versammlung, die Missionen des Sicher-
heitsrats, die Unterrichtung durch Vor- 
sitzende der Unterorgane, die Arbeits-
methoden, Unterrichtung durch die Or-
ganisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE) sowie dem 
Hohen Kommissar der Vereinten Natio-
nen für Flüchtlinge sowie Beratungen 
mit den Truppen- beziehungsweise Poli-

zeikräfte entsendenden Staaten auf der 
Agenda.

Resolutionen nach Kapitel VII 
UN-Charta

25 der 50 verabschiedeten Resolutio-
nen wurden auf Grundlage von Kapitel 
VII der UN-Charta erlassen, 17 davon 
betrafen den afrikanischen Kontinent. 
Insgesamt stellt sich die Verteilung wie 
folgt dar: Somalia (fünf), Sudan und 
Südsudan (vier), Haiti, Demokratische 
Republik Kongo, Libyen, Naher Osten 
und Zentralafrikanische Republik (je-
weils zwei) sowie Bosnien und Herze
gowina, die Erhaltung von internatio-
nalem Frieden und Sicherheit, Mali, 
Nordkorea, Frieden und Sicherheit in 
Afrika sowie terroristische Akte (jeweils 
eine). Nur neun der Resolutionen wur-
den einstimmig verabschiedet. Der Groß-
teil der Resolutionen betrifft die Erneu-
erung von Mandaten oder die Manda- 
tierung regional geleiteter Missionen. 
Mit Resolution 2699 genehmigte der  
Sicherheitsrat die Multinationale Sicher-
heitsunterstützungsmission in Haiti 
(Multinational Security Support Mis
sion – MSS) für zunächst ein Jahr, um 
die haitianische Polizei bei der Wieder-
herstellung der Sicherheit zu unterstützen. 

Friedensmissionen, sonstige 
Einsätze und Missionen

Der Sicherheitsrat fasste Beschlüsse zu 
neun der zwölf UN-Friedensmissionen 
sowie zu neun der zwölf besonderen po-
litischen Missionen (Special Political 
Missions – SPMs). In den meisten Fällen 
wurden Mandate verlängert oder ange-
passt. Der Rat beendete die Mehrdi-
mensionale integrierte Stabilisierungs-
mission der Vereinten Nationen in Mali 
(United Nations Multidimensional Inte-
grated Stabilization Mission in Mali – 
MINUSMA) mit Resolution 2690 so-
wie UNITAMS mit Resolution 2715.


